
     

Abwägungstabelle 

zur 7. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Glasau 
zu den Verfahren nach § 2, § 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 

 

Träger öf-
fentlicher 
Belange 

Stellungnahme Stellungnahme der   

Gemeinde 

Beschluss-
vorschlag 

1. Ministeri-
um für Inne-
res, Kom-
munales, 
Wohnen 
und Sport 
des Landes 
Schleswig-
Holstein 
vom 
16.01.2026 

Die Gemeinde Glasau beab-
sichtigt, auf dem ca. 2,3 ha 
großen Gebiet östlich der 
Enge Straße, nördlich des 
Hökerstieg und westlich der 
Dorfstraße ein neues Wohn-
gebiet auszuweisen, um die 
planungsrechtlichen Voraus-
setzungen für ca. 30 
Wohneinheiten zu schaffen. 
Gemäß dem gültigen Flä-
chennutzungsplan entfällt je-
weils ca. ein Drittel der über-
planten Fläche auf ein 
Mischgebiet, ein Wohnbau-
gebiet sowie auf Flächen für 
die Landwirtschaft. 
Aus Sicht der Landesplanung 
nehme ich zu der o. g. Bau-
leitplanung wie folgt Stellung: 

  

1.1 Die Ziele, Grundsätze und 
sonstigen Erfordernisse der 
Raumordnung ergeben sich 
aus der am 17.12.2021 in 
Kraft getretenen Landesver-
ordnung über den Landes-
entwicklungs-plan Schleswig-
Holstein - Fortschreibung 
2021 vom 25.11.2021 (LEP-
VO 2021, GVOBI. Schl.-H. S. 
1409), geändert durch die 
Verordnung vom 5. Februar 
2025 (GVOBI. Schl.-H., 
2025/28), dem Regionalplan 
für den Planungsraum 1 (alt) 
(Fortschreibung 1998) sowie 
dem 2. Entwurf der Neuauf-
stellung des Regionalplans 
für den Planungsraum III 
(Amtsbl. Schl.-H. 2025/152). 
Die Gemeinde Glasau ist ei-
ne Gemeinde ohne zentral-
örtliche Funktion im ländli-
chen Raum. Dort können im 
Zeitraum 2022 bis 2036 be-

Das Ziel der Planung besteht 
in der Bereitstellung von Bau-
land, welches vereinbar ist mit 
dem Bauflächenpotential, wel-
ches der Gemeinde gemäß 
dem Landesentwicklungsplan 
zuerkannt ist. 
Der nachfolgende Bebauungs-
plan Nr. 6 ist entsprechend 
konzipiert.   

Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen. 
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zogen auf den Wohnungsbe-
stand am 31.12.2020 neue 
Wohnungen im Umfang von 
bis zu 10 % gebaut werden 
(Ziff. 3.6.1 Abs. 3 LEP-
Fortschreibung 2021). 
Glasau hatte am 31.12.2020 
einen Wohnungsbestand von 
431 Wohneinheiten. Unter 
Zugrundelegung des 10 % 
Rahmens und Abzug der 
Baufertigstellungen der Jahre 
2022-2024 besteht zunächst 
ein wohnbaulicher Entwick-
lungsrahmen von bis zu 40 
Wohneinheiten von dem je-
doch noch die Innenentwick-
lungspotenziale abzuziehen 
sind. Die Begründung führt 
aus, dass kurz- bis mittelfris-
tig vier Innenbereichspotenti-
ale zur Verfügung stehen. Es 
ergibt sich somit ein maxima-
ler wohnbaulicher Entwick-
lungsrahmen von 36 
Wohneinheiten. 
Der wohnbauliche Entwick-
lungsrahmen der Gemeinde 
Glasau wird durch die vorlie-
gende Planung zwar nicht 
überschritten, ich weise aber 
darauf hin, dass nach derzei-
tigem Stand der wohnbauli-
che Entwicklungsrahmen bis 
zum Jahr 2036 weitestge-
hend ausgeschöpft wird. In 
diesem Zusammenhang wird 
eine abschnittsweise Reali-
sierung angeregt, um dem 
örtlichen Bedarf ausreichend 
Entwicklungsmöglichkeiten 
zu bieten. Ausweisung und 
Erschließung von Bauflächen 
sowie der Bau von Wohnun-
gen sollten in diesem Sinne 
zeitlich angemessen verteilt 
erfolgen (Kap. 3.6.1 Abs. 1 
LEP-VO 2021). 

1.2 Es wird bestätigt, dass gegen  Die Stellung-
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die o. g. Bauleitplanung der 
Gemeinde Glasau keine Be-
denken bestehen; insbeson-
dere stehen Ziele der Raum-
ordnung den damit verfolgten 
Planungsabsichten nicht ent-
gegen. 

nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen.  

1.3 Diese Stellungnahme bezieht 
sich nur auf die Erfordernisse 
der Raumordnung und greift 
damit einer planungsrechtli-
chen Prüfung des Bauleitpla-
nes nicht vor. Eine Aussage 
über die Förderungswürdig-
keit einzelner Maßnahmen ist 
mit dieser landesplaneri-
schen Stellungnahme nicht 
verbunden. 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen.  

2. Kreis Se-
geberg vom 
15.01.2026 

Nach Anhörung meiner 
Fachabteilungen im Hause 
nehme ich zu der o.a. Pla-
nung wie folgt Stellung:  

  

2.1 Tiefbau: Keine Bedenken  Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen.  

2.2 Untere Bauaufsichtsbehörde:  
Keine Anregungen  

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen. 

2.3 Vorbeugender Brandschutz: 
Keine Stellungnahme. 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen.  

2.4 Kreisplanung:  
Siehe Stellungnahme zur 
Landesplanungsanzeige: 
Die Alternativenprüfung stellt 
ausschließlich auf die Baulü-
ckenerfassung aus 2023 und 
die Verfügbarkeit der dort 
ermittelten Flächen ab. Eine 
konkrete Prüfung einschl. 
vergleichender Bewertung 
aus städtebaulicher Sicht und 
die Abwägung darüber sind 
in der Begründung zur Flä-
chennutzungsplanänderung 

Das von der Gemeinde erstell-
te Auszug Baulückenkataster 
von März 2014 beinhaltet nicht 
nur Nachverdichtungspotentia-
le im Innenbereich, sondern 
auch potentielle Bauflächen im 
Außenbereich (siehe Bild 1 der 
Begründung). 
Hier ist folgender Passus zu 
entnehmen: 
„Der wirksame Flächennut-
zungsplan stellt zwei potentiel-
le Bauflächen in Sarau dar. Ei-
ne befindet sich westlich der 

Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen.  
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nicht objektiv nach-
vollziehbar dargelegt. 
Es wird zudem empfohlen, 
sich nicht nur auf die Baulü-
ckenerfassung zu beschrän-
ken, sondern die Alterna-
tivenprüfung zu aktualisieren 
und weitere potentielle Wohl-
bauflächen zu prüfen. 

Dorfstraße bzw. südlich der 
Plöner Straße. Hier ist ei-ne 
Verfügbarkeit gegeben. 
Eine weitere Fläche liegt öst-
lich der Dorfstraße bzw. süd-
lich des Sibliner Weges. Hier 
ist eine Verfügbarkeit gege-
ben.  
Aus diesem Grunde soll die 
bereits auf Ebene des Flä-
chennutzungsplanes ermittelte 
Fläche einer gebietstypischen 
Bebauung zugeführt werden.“ 
Somit hat sich die Gemeinde 
mit den Alternativen auseinan-
dergesetzt und auch benannt, 
warum sie dem Plangebiet in 
der Entwicklung den Vorrang 
gibt. 

2.5 Untere Denkmalschutzbe-
hörde:  
Keine Bedenken. 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen.  

2.6 Untere Naturschutzbehörde:  
Keine Stellungnahme. 

 
 

Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen.  

2.7 Wasser — Boden — Abfall: 
SG Abwasser 
Keine Bedenken. 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen.  

2.8 SG Gewässerschutz: 
Keine Bedenken 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen.  

2.9 SG Bodenschutz:  
Zu Punkt 5.2: 
Zur Gewährleistung gesunder 
Wohn- und Arbeitsverhältnis-
se ist eine Umlagerung von 
Auffüllungsmaterial an die 
Oberfläche oder Vermi-
schung mit dem Oberboden-
horizont bis 30 cm zu ver-
meiden. 

Inhalt zur Form des Boden-
schutzes sind nicht Inhalt einer 
Bauleitplanung. 

Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen 
und im Rah-
men der Pro-
jektplanung 
berücksichtigt. 
 

2.10 SG Grundwasserschutz:  
Keine Bedenken. 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
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genommen.  
2.11 SG Abfall:  

Die vorliegenden Untersu-
chungsergebnisse können für 
eine abfallrechtliche Deklara-
tion von Bodenmaterial (so-
wohl Oberboden, Unterboden 
als auch Untergrund) nicht 
herangezogen werden sofern 
das Bodenmaterial nicht vor 
Ort wieder verwendet werden 
kann oder soll. 
Die Deklaration zur Verwer-
tung muss nach Mantelver-
ordnung (Bundesboden-
schutzverordnung in Verbin-
dung mit der Ersatzbau-
stoffverordnung) erfolgen. Ei-
ne Verwertung nach LAGA M 
20 mit Zuordnung nach Z-
Werten ist noch in wenigen 
Anlagen mit Bestandsschutz 
einer Altgenehmigung (ma-
ximal bis 2032) möglich. 
Aus abfallrechtlicher Sicht ist, 
ein planübergreifendes kon-
kretes Gesamtkonzept zum 
Umgang mit dem Bodenaus-
hub mit weitestgehender 
Wiederverwendung vor Ort 
als Grundlage für die weitere 
Bebauungsplanung notwen-
dig. 
Dieses ist Voraussetzung um 
dem Grundprinzip der abfall-
rechtlichen Hierarchien ge-
mäß § 6 Kreislaufwirtschafts-
gesetz (vorrangig Abfallver-
meidung) zu entsprechen. 

Inhalt zur Form des Boden-
schutzes bzw. der Abfallver-
wertung sind nicht Inhalt einer 
Bauleitplanung. 

Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen 
und im Rah-
men der Pro-
jektplanung 
berücksichtigt. 
 

2.12 SG Geothermie:  
Keine Stellungnahme.  

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen.  

2.13 Umweltbezogener Gesund-
heitsschutz:  
Keine Bedenken 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen.  

2.14 Sozialplanung:  
Keine Stellungnahme 

 Die Stellung-
nahme wird 
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zur Kenntnis 
genommen.  

2.15 Kitabedarfsplanung:  
Keine Bedenken 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen. 

2.16 Verkehrsbehörde: Die ver-
kehrsrechtliche Anordnung 
eines verkehrsberuhigten Be-
reichs (,,Spielstraße") 
bedarf eines gesonderten 
Verfahrens, welches vor dem 
Ausbau der Straße bei der 
Verkehrsaufsicht Segeberg 
zu beantragen ist. Dies vor 
dem Hintergrund, dass hier 
ggf. noch Verschwenkungen 
im Straßenverlauf, Parkflä-
chen etc. abgestimmt werden 
müssen. 

Verkehrsordnende Maßnah-
men sind nicht Inhalt der Bau-
leitplanung. 

Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen 
und im Rah-
men der Pro-
jektplanung 
abgewogen. 

2. Landes-
amt für 
Landwirt-
schaft und 
nachhaltige 
Landent-
wicklung 
vom 
15.01.2026  

Durch das oben genannte 
Planvorhaben wird weder 
Wald in Anspruch genommen 
noch der Waldabstand gem. 
§ 24 LWaldG unterschritten. 
Dementsprechend bestehen 
aus Sicht der Unteren Forst-
behörde keine Bedenken. 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen.  

3. Archäo-
logisches 
Landesamt 
Schleswig-
Holstein 
vom 
11.12.2025  

   

3.1 Teile der überplanten Fläche 
befinden sich in archäologi-
schen Interessengebieten. 
Diese archäologischen Inte-
ressengebiete dienen zur 
Orientierung, dass mit einem 
erhöhten Aufkommen an ar-
chäologischer Substanz, d.h. 
mit archäologischen Denk-
malen zu rechnen ist und 
dass das Archäologische 
Landesamt Schleswig-

Das archäologische Interes-
sengebiet umfasst folgende 
Flächen: 
Gefunden unter https://danord.gdi-
sh.de/viewer/resources/apps/Archaeo
logieSH/index.html?lang=de am 
27.04.2026 um 15 Uhr 

 

Die Stellung-
nahme wird 
daher dahin-
gehend be-
rücksichtigt, 
dass die Be-
gründung um 
den Hinweis 
ergänzt wird.  
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Holstein bei Maßnahmen mit 
Erdeingriffen beteiligt werden 
muss (§ 12 Abs. 2 S. 6 
DSchG SH 2015). 
Denkmale sind gem. § 8 Abs. 
1 DSchG SH unabhängig da-
von, ob sie in der Denkmallis-
te erfasst sind, gesetzlich ge-
schützt. 
Wir stimmen der vorliegen-
den Planung zu. Das Archäo-
logische Landesamt ist je-
doch frühzeitig an der Pla-
nung von Maßnahmen mit 
Erdeingriffen in den o.g. Be-
reichen zu beteiligen, um prü-
fen zu können, ob zureichen-
de Anhaltspunkte dafür vor-
liegen, dass im Verlauf der 
weiteren Planung in ein 
Denkmal eingegriffen werden 
wird und ob ggf. gem. § 14 
DSchG SH archäologische 
Untersuchungen erforderlich 
sind. 
Der Verursacher des Eingriffs 
in ein Denkmal hat gem.§ 14 
DSchG SH die Kosten, die 
für die Untersuchung, Erhal-
tung und fachgerechte In-
standsetzung, Bergung, Do-
kumentation des Denkmals 
sowie die Veröffentlichung 
der Untersuchungsergebnis-
se anfallen, im Rahmen des 
Zumutbaren zu tragen. 

 
Die Gemeinde hat Kontakt 
zum Archäologischen Lan-
desamt Schleswig-Holstein 
aufgenommen, um vor 
Baubeginnn eine Abgrabung 
und Flächenfreigabe zu 
veranlassen. 
 

3.2 Darüber hinaus verweisen wir 
auf § 15 DSchG SH: Wer 
Kulturdenkmale entdeckt 
oder findet, hat dies unver-
züglich unmittelbar oder über 
die Gemeinde der oberen 
Denkmalschutzbehörde mit-
zuteilen. Die Verpflichtung 
besteht ferner für die Eigen-
tümerin oder den Eigentümer 
und die Besitzerin oder den 
Besitzer des Grundstücks 
oder des Gewässers, auf 

Der Hinweis ist bereits Be-
standteil der Begründung. 

Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen.  
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oder in dem der Fundort liegt, 
und für die Leiterin oder den 
Leiter der Arbeiten, die zur 
Entdeckung oder zu dem 
Fund geführt haben. Die Mit-
teilung einer oder eines der 
Ver-pflichteten befreit die üb-
rigen. Die nach Satz 2 Ver-
pflichteten haben das Kultur-
denkmal und die Fundstätte 
in unverändertem Zustand zu 
erhalten, soweit es ohne er-
hebliche Nachteile oder Auf-
wendungen von Kosten ge-
schehen kann. Diese Ver-
pflichtung erlischt spätestens 
nach Ablauf von vier Wochen 
seit der Mitteilung. 
Archäologische Kulturdenk-
male sind nicht nur Funde, 
sondern auch dingliche 
Zeugnisse wie Veränderun-
gen und Verfärbungen in der 
natürlichen Bodenbeschaf-
fenheit. 
Für Fragen stehen wir Ihnen 
gerne zur Verfügung. 

4. Netzcen-
ter Bad Se-
geberg 
vom 
07.01.2026  

Gegen die o. g. Maßnahme 
bestehen unsererseits keine 
Bedenken, sofern bei der 
Maßnahme unser Merkblatt 
„Schutz von Versorgungsan-
lagen bei Bauarbeiten" be-
rücksichtigt wird. Für Ihre 
Planung notwendige Be-
standspläne der Schleswig-
Holstein Netz GmbH erhalten 
Sie über unser Online-
Planauskunftsportal. 
 
Die Erschließung betreffende 
Themen wurden bereits in 
der Stellungnahme 2023 zum 
B-Plan Nr. 6 beschrieben und 
haben weiterhin Bestand. 
Wenn sich an dem Ausfüh-
rungszeitraum des Bebau-
ungsplans ab Frühjahr 2026 
Änderungen ergeben haben, 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen 
und im Rah-
men der Pro-
jektplanung 
abgewogen. 
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bitten wir Sie uns dies mitzu-
teilen. 

5. SWN 
Stadtwerke 
Neumünster 
GmbH 
vom 
15.01.2026  

Wir haben untenstehende 
Mail dankend erhalten und 
teilen Ihnen mit, dass wir kei-
ne Baumaßnahme o.ä. in 
dem dargestellten Entwurf 
zeitnah planen. 
Wir möchten Sie bitten, falls 
Interesse an einer Glasfaser-
Verlegung besteht, uns über 
den weiteren Bauablauf in-
formiert zu halten. 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen 
und im Rah-
men der Pro-
jektplanung 
abgewogen. 

6. SVG 
Südwest-
holstein 
ÖPNV-
Verwak-
tungsge-
meinschaft 
vom  
09.12.2025  

Unter 2.2 Erschließung er-
wähnen sie die ÖPNV-
Anbindung Saraus mit der 
Buslinie 5515. Diese Buslinie 
trägt inzwischen die Linien-
nummer 533; sie stellt das 
Rückgrat der Bus-ÖPNV-
Anbindung von/nach Eutin, 
Ahrensbök und Hutzfeld dar. 
Überdies wird Sarau mit Ein-
zelfahrten im Schulverkehr 
von den Linien 507 und 532 
bedient. 

 Die Stellung-
nahme wird 
daher dahin-
gehend be-
rücksichtigt, 
dass die Be-
gründung um 
den Hinweis 
ergänzt wird. 

7. Hambur-
ger Ver-
kehrsbund 
GmbH 
vom  
08.01.2026  

Mit Blick auf das Kapitel 2.2 
Erschließung weisen wir da-
rauf hin, dass sich in einer 
fußläufigen Entfernung von 
rund 350 Metern zur Plange-
bietsmitte die Bushaltestelle 
„Sarau, Mühlenweg" befindet, 
an der die Buslinien 533 (Eu-
tin - Hutzfeld - Sarau - 
Ahrensbök) und 507 (Rate-
kau - Sarau) verkehren. 
 
Darüber hinausgehend ha-
ben wir zum jetzigen Stand 
des Planungsverfahrens kei-
ne Anmerkungen. 

 Die Stellung-
nahme wird 
daher dahin-
gehend be-
rücksichtigt, 
dass die Be-
gründung um 
den Hinweis 
ergänzt wird. 

8. Deutsche 
Telekom 
Technik 
GmbH  
09.12.2025 

Die Telekom Deutschland 
GmbH (nachfolgend Telekom 
genannt) -als Netzeigentüme-
rin und Nutzungsberechtigte 
i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG-hat 
die Deutsche Telekom Tech-
nik GmbH beauftragt und be-

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen.  



Träger       
öffentlicher 

Belange 

Stellungnahme Stellungnahme der             
Gemeinde 

Beschluss-
vorschlag 

 

Seite 10 von 17 
 
Plan:                    7. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Glasau 
Abwägung zu:    Verfahren nach § 2, § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 
Stand:                  27.04.2026 
 

 

vollmächtigt, alle Rechte und 
Pflichten der Wegesicherung 
wahrzunehmen sowie alle 
Planverfahren Dritter entge-
genzunehmen und dement-
sprechend die erforderlichen 
Stellungnahmen abzugeben. 
 
Zu der o. g. Planung nehmen 
wir wie folgt Stellung: Gegen 
die o.a. Planung haben wir 
keine Bedenken. 

9. Ericsson 
Services 
GmbH 
vom 
11.12.2025 

Die Firma Ericsson wurde 
von der Deutschen Telekom 
Technik GmbH beauftragt, in 
ihrem Namen, Anfragen zum 
Thema Trassenschutz zu be-
arbeiten. 
 
Bei den von Ihnen ausgewie-
senen Bedarfsflächen hat die 
Firma Ericsson bezüglich ih-
res Richtfunks keine Einwän-
de oder spezielle Planungs-
vorgaben. 
Diese Stellungnahme gilt für 
Richtfunkverbindungen des 
Ericsson - Netzes und für 
Richtfunkverbindungen des 
Netzes der Deutschen Tele-
kom. 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen.  

10. Bundes-
amt für Inf-
rastruktur, 
Umwelt-
schutz und 
Dienstleis-
tungen der 
Bundes-
wehr 
vom 
10.12.2025 

Vorbehaltlich einer gleich-
bleibenden Sach- und 
Rechtslage werden Verteidi-
gungs-belange nicht beein-
trächtigt. Es bestehen daher 
zum angegebenen Vorhaben 
seitens der Bundeswehr als 
Träger öffentlicher Belange 
keine Einwände. 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen.  

11. Gebäu-
demanage-
ment 
Schleswig-
Holstein 
AöR 
vom 

Die mir per Mail zugesandten 
Planunterlagen habe ich auf 
Belange des Landes Schles-
wig - Holstein hin überprüft 
und erhebe hierzu keine Ein-
wände, da keine Landeslie-
genschaften betroffen sind. 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen. 
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10.12.2025 
12. Deut-
sche Flug-
sicherung 
vom 
09.01.2026 

Durch die oben aufgeführte 
Planung werden Belange der 
DFS Deutsche Flugsicherung 
GmbH bezüglich §18a Luft-
verkehrsgesetz (LuftVG) 
nicht berührt. Es werden da-
her unsererseits weder Be-
denken noch Anregungen 
vorgebracht. Eine weitere Be-
teiligung am Verfahren ist 
nicht notwendig. 
Von dieser Stellungnahme 
bleiben die Aufgaben der 
Länder gemäß§ 31 LuftVG 
unberührt. 
Wir haben das Bundesauf-
sichtsamt für Flugsicherung 
(BAF) von unserer Stellung-
nahme informiert. 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen. 

13. Bundes-
polizeidirek-
tion Bad 
Bramstedt 
vom 
15.01.2026 

Bezugnehmend auf Ihr o. g. 
Schreiben teile ich mit, dass 
die Belange der Bundespoli-
zeidirektion Bad Bramstedt 
hinsichtlich der Planungen im 
oben genannten Gebiet nicht 
berührt werden. Ich habe da-
her keine Hinweise bzw. 
Einwände. 
Da die Belange hinsichtlich 
der Aufgabenerfüllung der 
Bundespolizei durch den Be-
bauungs-plan im o. g. Gebiet 
nicht berührt werden, ist eine 
weitere Beteiligung an die-
sem Verfahren nicht erforder-
lich. 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen. 
 
 

14. Indust-
rie- und 
Handels-
kammer zu 
Lübeck 
vom 
15.01.2026 

Vielen Dank für die Übersen-
dung der Planungsunterlagen 
im Rahmen der Beteiligung 
der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange 
mit der Möglichkeit Stellung 
zu nehmen. 
Nach Durchsicht der uns 
übersandten Unterlagen tei-
len wir Ihnen mit, dass in obi-
ger Angelegenheit aus Sicht 
der Industrie- und Handels-

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen. 
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kammer zu Lübeck grund-
sätzlich keine Bedenken vor-
gebracht werden. 

15. Deut-
scher Wet-
terdienst 
vom 
08.01.2025 

Im Namen des Deutschen 
Wetterdienstes (DWD) be-
danke ich mich für die Betei-
ligung am o.g. Vorhaben. Die 
Belange des DWD sind nicht 
betroffen. Es gibt keine Ein-
wände oder Bedenken. 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen. 

16. Amt 
Trave-Land 
Planen, 
Bauen, 
Umwelt 
vom 
09.12.2025 

Anbei erhalten Sie einen 
Planauszug mit zusätzlichen 
Leitungsrechten, die im B-
Plan bitte berücksichtigt wer-
den müssen. In der uns vor-
liegenden B-Planzeichnung 
ist parallel zu der Straße Hö-
kerstieg (entlang des Knicks) 
ein Leitungsrecht eingetra-
gen. Sollte dies nur aufgrund 
der zurzeit noch in Betrieb 
befindlichen, gemeindlichen 
Abwasserleitung eingetragen 
sein, kann darauf verzichtet 
werden, da im Zuge unserer 
Baumaßnahme diese Leitung 
stillgelegt und in der Straße 
Hökerstieg neu verlegt wird. 
Des Weiteren sende ich 
Ihnen einen Planauszug un-
serer Entwässerungspla-
nung, in dem die B-
Planzeichnung mit dargestellt 
ist. Sind die Grenzen des 
Geltungsbereiches und die 
der Baugrundstücke hier kor-
rekt? 
 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen 
und im Rah-
men der Auf-
stellung des 
Bebauungs-
planes Nr. 6 
berücksichtigt. 
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17. Amt 
Trave-Land 
Finanzen 
vom  
08.01.2026 

Die geplante Maßnahme liegt 
im Verbandsgebiet des Ge-
wässerpflegeverbandes Am 
Oberlauf der Trave. Gewäs-
ser oder Rohrleitungen des 
Verbandes sind von der ge-
planten Maßnahme jedoch 
nicht betroffen. 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen. 
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17. AG 29 
vom  
15.01.2026 

Vielen Dank für die Bereit-
stellung der Unterlagen zu 
vorstehend genannter Pla-
nung. Es wird wie folgt Stel-
lung genommen. 

  

17.1 Die in der AG-29 zusammen-
geschlossenen Naturschutz-
verbände verweisen hinsicht-
lich des Umfanges und des 
Detaillierungsgrades der 
Umweltprüfung auf die in § 2 
(4) und § 2a (2) BauGB so-
wie in der Anlage 1 des 
BauGB festgelegten Stan-
dards. 

 Die Stellung-
nahme wird 
daher dahin-
gehend be-
rücksichtigt, 
dass Umwelt-
bericht ent-
sprechend er-
gänzt wird. 

17.2 Das Statistische Amt für 
Hamburg und Schleswig-
Holstein (www.statistik-
nord.de) weist in den vergan-
genen Jahren einen kontinu-
ierlichen Bevölkerungsrück-
gang in der o. g. Gemeinde 
aus (31.12.2023: 821 Ein-
wohner, 31.12.2024: 813 
Einwohner, 30.09.2025: 807 
Einwohner). Angesichts der 
Ergebnisse erscheint das 
Plangebiet überdimensio-
niert. 

Die Ziele, Grundsätze und 
sonstigen Erfordernisse der 
Raumordnung ergeben sich 
aus der am 17.12.2021 in Kraft 
getretenen Landesverordnung 
über den Landesentwicklungs-
plan Schleswig-Holstein - Fort-
schreibung 2021 vom 
25.11.2021 (LEP-VO 2021, 
GVOBI. Schl.-H. S. 1409), ge-
ändert durch die Verordnung 
vom 5. Februar 2025 (GVOBI. 
Schl.-H., 2025/28), dem Regi-
onalplan für den Planungs-
raum 1 (alt) (Fortschreibung 
1998) sowie dem 2. Entwurf 
der Neuaufstellung des Regio-
nalplans für den Planungs-
raum III (Amtsbl. Schl.-H. 

Die Stellung-
nahme wird 
zurückgewie-
sen. 
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2025/152). 
Die Gemeinde Glasau ist eine 
Gemeinde ohne zentralörtliche 
Funktion im ländlichen Raum. 
Dort können im Zeitraum 2022 
bis 2036 bezogen auf den 
Wohnungsbestand am 
31.12.2020 neue Wohnungen 
im Umfang von bis zu 10 % 
gebaut werden (Ziff. 3.6.1 Abs. 
3 LEP-Fortschreibung 2021). 
Glasau hatte am 31.12.2020 
einen Wohnungsbestand von 
431 Wohneinheiten. Unter Zu-
grundelegung des 10 % Rah-
mens und Abzug der Baufer-
tigstellungen der Jahre 2022-
2024 besteht zunächst ein 
wohnbaulicher Entwicklungs-
rahmen von bis zu 40 
Wohneinheiten von dem je-
doch noch die Innenentwick-
lungspotenziale abzuziehen 
sind. Die Begründung führt 
aus, dass kurz- bis mittelfristig 
vier Innenbereichspotentiale 
zur Verfügung stehen. Es 
ergibt sich somit ein maximaler 
wohnbaulicher Entwicklungs-
rahmen von 36 Wohneinhei-
ten. 
Der wohnbauliche Entwick-
lungsrahmen der Gemeinde 
Glasau wird durch die vorlie-
gende Planung nicht über-
schritten. 
 
Einwohnerzahlen sind hinge-
gen nicht die Grundlage der 
städtebaulichen Entwicklungs-
fähigkeit, 

17.3  In § 1a (2) ,,Flächeninan-
spruchnahme" BauGB heißt 
es, dass mit Grund und Bo-
den sparsam umzugehen sei. 
Die AG-29 verzichtet an die-
ser Stelle auf Ausführungen 
über die herausragende 
Funktion der Böden und ver-

Das von der Gemeinde erstell-
te Auszug Baulückenkataster 
von März 2014 beinhaltet nicht 
nur Nachverdichtungspotentia-
le im Innenbereich, sondern 
auch potentielle Bauflächen im 
Außenbereich (siehe Bild 1 der 
Begründung). 

Die Stellung-
nahme wird 
zurückgewie-
sen. 



Träger       
öffentlicher 

Belange 

Stellungnahme Stellungnahme der             
Gemeinde 

Beschluss-
vorschlag 

 

Seite 16 von 17 
 
Plan:                    7. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Glasau 
Abwägung zu:    Verfahren nach § 2, § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 
Stand:                  27.04.2026 
 

 

weist auf zahlreiche (ein-
schlägig bekannte) Untersu-
chungen zu diesem Thema. 
Neben Luft und Wasser sind 
Böden die wichtigste Le-
bensgrundlage. 
Da gemäß den Aussagen der 
Planunterlagen eine Nach-
frage nach Wohnraum be-
steht, ist u. E. die Bebauung 
mit Einzelhäusern zu be-
schränken (hier: 18 Gebäu-
de). Ihr Ressourcen- und 
Flächenverbrauch ist sehr 
hoch, sie widersprechen so-
mit den gesetzlichen Vorga-
ben, die einen sparsamen 
Umgang mit Grund und Bo-
den definieren (§ 1a Abs. 2 
BauGB). Bei Mehrfamilien-
häusern entstehen mehr 
Wohneinheiten bei gleicher 
Grundfläche und geringerem 
Ressourcenverbrauch. 

Hier ist folgender Passus zu 
entnehmen: 
„Der wirksame Flächennut-
zungsplan stellt zwei potentiel-
le Bauflächen in Sarau dar. Ei-
ne befindet sich westlich der 
Dorfstraße bzw. südlich der 
Plöner Straße. Hier ist ei-ne 
Verfügbarkeit gegeben. 
Eine weitere Fläche liegt öst-
lich der Dorfstraße bzw. süd-
lich des Sibliner Weges. Hier 
ist eine Verfügbarkeit gege-
ben.  
Aus diesem Grunde soll die 
bereits auf Ebene des Flä-
chennutzungsplanes ermittelte 
Fläche einer gebietstypischen 
Bebauung zugeführt werden.“ 
Somit hat sich die Gemeinde 
mit den Alternativen auseinan-
dergesetzt und auch benannt, 
warum sie dem Plangebiet in 
der Entwicklung den Vorrang 
gibt. 
 
 
Gemäß dem § 1a BauGB, i. V. 
mit § 1 Abs, 7 BauGB, unter-
liegen die im § 1a BauGB ge-
nannten Punkte der Abwä-
gung. Der Gesetzgeber hat mit 
den § 1a BauGB die Absicht 
verbunden, die Bedeutung von 
wichtigen Umweltschutzbelan-
gen durch ihre Sammlung in 
einer eigenen Vorschrift be-
sonders hervorzuheben. (vgl. 
Brügelmann-Kommentar zum 
BauGB vom Kohlhammerver-
lag, Band 1, § 1a, 119 Lfg., Juli 
2021, Brinktrine, Rd.-Nr. 31). 
Der Paragraph ist hingegen 
kein Zwang mit einer vorrangi-
gen Bedeutung vor allen ande-
ren abwägungsrelevanten 
Punkten des BauGBs.  
Die Gemeinde geprägt von 
dörflichen Strukturen; also 
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größeren Grundstücken mit 
Einfamilienhäusern. Es ist im 
Sinne der Gemeinde, genau 
diese Struktur auch fortzufüh-
ren. Eine enge Bebauung mit 
Mehrfamilienhäusern ent-
sprecht dieser städtebaulichen 
Zielvorgabe nicht. 

17.4 Die AG-29 behält sich vor, im 
weiteren Verfahren umfas-
send vorzutragen. 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen. 

 


